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Text

Das Landesverwaltungsgericht Tirol fasst durch seinen Richter Dr. Schwärzler-Matti über den Antrag der Tiroler

Landesregierung, der gegen das Erkenntnis des Landesverwaltungsgerichtes Tirol vom 16.06.2026, Zl LVwG-

2026/14/0802-9, betre=end eine Angelegenheit nach dem IFG, erhobenen ordentlichen Amtsrevision die

aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, den

B E S C H L U S S

1.

Dem Antrag wird Folge gegeben und der Amtsrevision gemäß § 30 Abs 2 und § 30a Abs 3

Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VwGG) aufschiebende Wirkung zuerkannt.Dem Antrag wird Folge gegeben und der

Amtsrevision gemäß Paragraph 30, Absatz 2 und Paragraph 30 a, Absatz 3, Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 (VwGG)

aufschiebende Wirkung zuerkannt.

2.

Die Revision ist gemäß § 25a Abs 2 Z 1 VwGG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Paragraph 25 a, Absatz 2, Ziffer eins,

file:///
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20260729_LVwG_2026_14_0802_10_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/Dokument.wxe?Abfrage=Lvwg&Dokumentnummer=LVWGT_TI_20260729_LVwG_2026_14_0802_10_00#allefassungen
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000795&Artikel=&Paragraf=30&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1985/10/P30/NOR40148134
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1985/10/P30/NOR40153301
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1985/10/P30/NOR40148064
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1985/10/P30/NOR40054238
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1985/10/P30/NOR12011215
https://www.ris.bka.gv.at/NormDokument.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10000795&Artikel=&Paragraf=30a&Anlage=&Uebergangsrecht=
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1985/10/P30a/NOR40254652
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1985/10/P30a/NOR40235323
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/1985/10/P30a/NOR40148125
https://www.jusline.at/gesetz/vwgg/paragraf/25a


VwGG nicht zulässig.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e

I.römisch eins.

Verfahrensgang und Sachverhalt:

Mit Bescheid der Tiroler Landesregierung vom 17.2.2026, ***, wurde festgestellt, dass AA (Informationswerber)

aufgrund des Informationsbegehrens vom 23.12.2025 kein Recht auf Zugang zu Informationen zum Abtretungspreis

und den Zahlungsmodalitäten für die Beteiligungen der BB an der CC, der mit dem gerichtlichen Vergleich festgelegt

wurde, zukommt.

Mit Erkenntnis vom 16.06.2026, Zl LVwG-2026/14/0802-9, gab das Landesverwaltungsgericht Tirol der dagegen

erhobenen Beschwerde Folge, und verpGichtete die belangte Behörde dem Informationswerber die am 23.12.2025

begehrte Information (Abtretungspreis für die Beteiligung der BB an der CC laut gerichtlichem Vergleich vom 7.5.2026

sowie Zeitpunkt und Adressat der Überweisung) binnen zwei Wochen zu übermitteln. Hinsichtlich des Interesses des

Informationswerbers an den begehrten Informationen stellte das Landesverwaltungsgericht Tirol fest, dass über die

Thematik rund um die Beteiligung der BB an der CC medial wiederholt berichtet wurde. Der Beschwerdeführer ist

freier Journalist. Er verö=entlichte bereits in den Niederösterreichischen Nachrichten, im ORF sowie in der APA, und

möchte unter Umständen die Geschichte an Medienunternehmen weiterverkaufen. Hinsichtlich der Interessen der

betro=enen Personen (§ 10 IFG) ging das Landesverwaltungsgericht Tirol davon aus, dass die Information über das

Ergebnis von gerichtlichen Vergleichsverhandlungen ein Betriebs- und Geschäftsgeheimnis darstelle.Mit Erkenntnis

vom 16.06.2026, Zl LVwG-2026/14/0802-9, gab das Landesverwaltungsgericht Tirol der dagegen erhobenen

Beschwerde Folge, und verpGichtete die belangte Behörde dem Informationswerber die am 23.12.2025 begehrte

Information (Abtretungspreis für die Beteiligung der BB an der CC laut gerichtlichem Vergleich vom 7.5.2026 sowie

Zeitpunkt und Adressat der Überweisung) binnen zwei Wochen zu übermitteln. Hinsichtlich des Interesses des

Informationswerbers an den begehrten Informationen stellte das Landesverwaltungsgericht Tirol fest, dass über die

Thematik rund um die Beteiligung der BB an der CC medial wiederholt berichtet wurde. Der Beschwerdeführer ist

freier Journalist. Er verö=entlichte bereits in den Niederösterreichischen Nachrichten, im ORF sowie in der APA, und

möchte unter Umständen die Geschichte an Medienunternehmen weiterverkaufen. Hinsichtlich der Interessen der

betro=enen Personen (Paragraph 10, IFG) ging das Landesverwaltungsgericht Tirol davon aus, dass die Information

über das Ergebnis von gerichtlichen Vergleichsverhandlungen ein Betriebs- und Geschäftsgeheimnis darstelle.

Gegen diese Entscheidung richtet sich die ordentliche Amtsrevision der Tiroler Landesregierung (Revisionswerberin),

eingelangt am 28.07.2026, mit der der Antrag verbunden war, der Revision die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen.

Zum Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung brachte die Revisionswerberin auf das Wesentlichste

zusammengefasst vor, dass mit der VerpGichtung der Revisionswerberin zur Herausgabe des Abtretungspreises –

sowie Zeitpunkt und Adressat – für die Beteiligung der BB an der CC laut gerichtlichem Vergleich vom 7.5.2026 an den

Informationswerber ein irreversibler Eingri= in Grundrechte verbunden wäre. Einmal o=engelegte der Geheimhaltung

unterliegende Informationen sowie personenbezogene Daten ließen sich selbst bei einer späteren Aufhebung des

Erkenntnisses durch den VwGH nicht mehr „zurückholen“. Es bestehe zudem die konkrete Gefahr der umgehenden

Weiterverbreitung bzw Verö=entlichung durch Medienvertreter sowie über das Internet, soziale Medien oder sonstige

Datenplattformen. Eine nachträgliche kassatorische Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes könnte den bereits

eingetretenen Grundrechtseingri= nicht mehr beseitigen. Vor dem Hintergrund, dass ein Erkenntnis in einem

Parallelverfahren bereits in vollem Umfang und in nicht anonymisierter Form einem Medienvertreter zugekommen sei,

erweise sich die Gefahr der Weiterverbreitung bzw Verö=entlichung als nicht bloß abstrakt. Die O=enlegung würde für

die betro=enen Eigentümer schwerwiegende Nachteile und einen irreparablen Schaden bedeuten (Rückschlüsse auf

Liquidität, sowie Beeinträchtigung der Verhandlungsposition, Finanzierungskonditionen, Bewertung einer Beteiligung,

künftiger Transaktionen und der Wettbewerbsfähigkeit). Die Revisionswerberin befürchtet für sich selbst aus dem

geschlossenen Vertrag zur Abgeltung von Schadenersatzansprüchen verpflichtet zu werden.

II.römisch zwei.

Rechtslage:

§ 30 Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG), BGBl I Nr 10/1985 zuletzt geändert durch BGBl I Nr122/2023,

lauten wie folgt:Paragraph 30, Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG), Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 10 aus
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1985, zuletzt geändert durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr122 aus 2023,, lauten wie folgt:

„Aufschiebende Wirkung

§ 30. (1) Die Revision hat keine aufschiebende Wirkung. Dasselbe gilt für den Antrag auf Wiedereinsetzung in den

vorigen Stand wegen Versäumung der Revisionsfrist.Paragraph 30, (1) Die Revision hat keine aufschiebende Wirkung.

Dasselbe gilt für den Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der Revisionsfrist.

(2) Bis zur Vorlage der Revision hat das Verwaltungsgericht, ab Vorlage der Revision hat der Verwaltungsgerichtshof

jedoch auf Antrag des Revisionswerbers die aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, wenn dem nicht

zwingende ö=entliche Interessen entgegenstehen und nach Abwägung der berührten ö=entlichen Interessen und

Interessen anderer Parteien mit dem Vollzug des angefochtenen Erkenntnisses oder mit der Ausübung der durch das

angefochtene Erkenntnis eingeräumten Berechtigung für den Revisionswerber ein unverhältnismäßiger Nachteil

verbunden wäre. Die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung bedarf nur dann einer Begründung, wenn durch sie

Interessen anderer Parteien berührt werden. Wenn sich die Voraussetzungen, die für die Entscheidung über die

aufschiebende Wirkung der Revision maßgebend waren, wesentlich geändert haben, ist von Amts wegen oder auf

Antrag einer Partei neu zu entscheiden.

[…]

(4) Beschlüsse gemäß Abs. 2 und 3 sind den Parteien zuzustellen. Wird die aufschiebende Wirkung zuerkannt, ist der

Vollzug des angefochtenen Erkenntnisses aufzuschieben und sind die hiezu erforderlichen Anordnungen zu tre=en;

der Inhaber der durch das angefochtene Erkenntnis eingeräumten Berechtigung darf diese nicht ausüben.(4)

Beschlüsse gemäß Absatz 2 und 3 sind den Parteien zuzustellen. Wird die aufschiebende Wirkung zuerkannt, ist der

Vollzug des angefochtenen Erkenntnisses aufzuschieben und sind die hiezu erforderlichen Anordnungen zu tre=en;

der Inhaber der durch das angefochtene Erkenntnis eingeräumten Berechtigung darf diese nicht ausüben.

[…]“

§ 30a Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG), BGBl I Nr 10/1985 zuletzt geändert durch BGBl I Nr 88/2023,

lauten auszugsweise wie folgt:Paragraph 30 a, Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG), Bundesgesetzblatt Teil

eins, Nr 10 aus 1985, zuletzt geändert durch Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr 88 aus 2023,, lauten auszugsweise wie

folgt:

„Vorentscheidung durch das Verwaltungsgericht

§ 30a. […]Paragraph 30 a, […]

(3) Das Verwaltungsgericht hat über den Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung unverzüglich mit

Beschluss zu entscheiden.

(4) Das Verwaltungsgericht hat den anderen Parteien Ausfertigungen der Revision samt Beilagen mit der Au=orderung

zuzustellen, binnen einer mit höchstens acht Wochen festzusetzenden Frist eine Revisionsbeantwortung einzubringen.

[…]“

III.römisch drei.

Erwägungen:

Gemäß § 30 Abs 2 VwGG ist einer Revision auf Antrag die aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, wenn

dem nicht zwingende ö=entliche Interessen entgegenstehen und nach Abwägung der berührten ö=entlichen

Interessen und Interessen anderer Parteien mit dem Vollzug des angefochtenen Erkenntnisses oder mit der Ausübung

der durch das angefochtene Erkenntnis eingeräumten Berechtigung für den Revisionswerber ein unverhältnismäßiger

Nachteil verbunden wäre.Gemäß Paragraph 30, Absatz 2, VwGG ist einer Revision auf Antrag die aufschiebende

Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, wenn dem nicht zwingende ö=entliche Interessen entgegenstehen und nach

Abwägung der berührten ö=entlichen Interessen und Interessen anderer Parteien mit dem Vollzug des angefochtenen

Erkenntnisses oder mit der Ausübung der durch das angefochtene Erkenntnis eingeräumten Berechtigung für den

Revisionswerber ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre.

Die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung der ordentlichen Amtsrevision ist in der verfahrensgegenständlichen

Angelegenheit gemäß § 30 Abs 2 VwGG geboten, weil der Zuerkennung keine zwingenden ö=entlichen Interessen
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entgegenstehen und die sofortige Umsetzung des angefochtenen Erkenntnisses einen unverhältnismäßigen Nachteil

für die betro=enen Personen (§ 10 IFG) und die Revisionswerberin verursachen würde. Demgegenüber stehen die

Interessen des Informationswerbers am zeitnahen Erhalt der begehrten Informationen.Die Zuerkennung der

aufschiebenden Wirkung der ordentlichen Amtsrevision ist in der verfahrensgegenständlichen Angelegenheit gemäß

Paragraph 30, Absatz 2, VwGG geboten, weil der Zuerkennung keine zwingenden ö=entlichen Interessen

entgegenstehen und die sofortige Umsetzung des angefochtenen Erkenntnisses einen unverhältnismäßigen Nachteil

für die betro=enen Personen (Paragraph 10, IFG) und die Revisionswerberin verursachen würde. Demgegenüber

stehen die Interessen des Informationswerbers am zeitnahen Erhalt der begehrten Informationen.

Als Leistungsfrist sieht das Erkenntnis vom 16.06.2026, Zl LVwG-2026/14/0802-9, zwei Wochen vor, während für die

Erhebung einer Revision sechs Wochen zur Verfügung stehen. Mit Blick auf die Betro=enen kann der mit Vollzug dieses

Erkenntnisses drohende Nachteil, der einmal erteilten Information, im Falle eines Erfolges der Revision nicht

rückgängig gemacht werden (vgl diesbezüglich zur Erteilung von Auskünften: VwGH 28.11.2025, Ra 2024/04/0412;

20.11.2025, Ra 2025/04/0168, unter Hinweis auf VfGH 09.07.2025, E 1924/2025; zur Erteilung von

Umweltinformationen: VwGH 22.10.2024, Ra 2024/11/0169; 17.09.2024, Ra 2024/11/0151; 08.09.2020,

Ra 2020/03/0120; 30.04.2020, Ra 2020/02/0058; 11.02.2020, Ra 2020/03/0020; 16.12.2019, Ra 2019/03/0128;

09.01.2004, AW 2003/05/0049). Insofern erweist sich die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung zur Wahrung einer

e=ektiven zweigliedrigen Verwaltungsgerichtsbarkeit aus rechtsstaatlichen Gesichtspunkten als geboten und

überwiegen die Interessen der betro=enen Personen und der belangten Behörde gegenüber dem Interesse des

Informationswerbers an einem zeitnahen Erhalt der Information. Ausgehend von den getro=enen Feststellungen war

kein derart gravierendes Interesse des Informationswerbers an einem umgehenden Erhalt der Information erkennbar,

dass durch ein Zuwarten bis zur Entscheidung des VwGH unterlaufen werden würde. Insofern muss es der

Informationswerber hinnehmen, dass zu Gunsten einer wirksamen zweigliedrigen Verwaltungsgerichtsbarkeit die

Entscheidung des VwGH abzuwarten ist, wobei sein Interesse an einer unmittelbaren Herausgabe der Informationen

im Ergebnis als geringer zu gewichten waren, als die festgestellten Interessen der betro=enen Personen in

Zusammenschau mit dem Interesse einer wirksamen Überprüfungsmöglichkeit der verwaltungsgerichtlichen

Entscheidung, vor dem Hintergrund der zugelassenen ordentlichen Revision.Als Leistungsfrist sieht das Erkenntnis

vom 16.06.2026, Zl LVwG-2026/14/0802-9, zwei Wochen vor, während für die Erhebung einer Revision sechs Wochen

zur Verfügung stehen. Mit Blick auf die Betro=enen kann der mit Vollzug dieses Erkenntnisses drohende Nachteil, der

einmal erteilten Information, im Falle eines Erfolges der Revision nicht rückgängig gemacht werden vergleiche

diesbezüglich zur Erteilung von Auskünften: VwGH 28.11.2025, Ra 2024/04/0412; 20.11.2025, Ra 2025/04/0168, unter

Hinweis auf VfGH 09.07.2025, E 1924 aus 2025,; zur Erteilung von Umweltinformationen: VwGH 22.10.2024,

Ra 2024/11/0169; 17.09.2024, Ra 2024/11/0151; 08.09.2020, Ra 2020/03/0120; 30.04.2020, Ra 2020/02/0058;

11.02.2020, Ra 2020/03/0020; 16.12.2019, Ra 2019/03/0128; 09.01.2004, AW 2003/05/0049). Insofern erweist sich die

Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung zur Wahrung einer e=ektiven zweigliedrigen Verwaltungsgerichtsbarkeit

aus rechtsstaatlichen Gesichtspunkten als geboten und überwiegen die Interessen der betro=enen Personen und der

belangten Behörde gegenüber dem Interesse des Informationswerbers an einem zeitnahen Erhalt der Information.

Ausgehend von den getro=enen Feststellungen war kein derart gravierendes Interesse des Informationswerbers an

einem umgehenden Erhalt der Information erkennbar, dass durch ein Zuwarten bis zur Entscheidung des VwGH

unterlaufen werden würde. Insofern muss es der Informationswerber hinnehmen, dass zu Gunsten einer wirksamen

zweigliedrigen Verwaltungsgerichtsbarkeit die Entscheidung des VwGH abzuwarten ist, wobei sein Interesse an einer

unmittelbaren Herausgabe der Informationen im Ergebnis als geringer zu gewichten waren, als die festgestellten

Interessen der betro=enen Personen in Zusammenschau mit dem Interesse einer wirksamen

Überprüfungsmöglichkeit der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung, vor dem Hintergrund der zugelassenen

ordentlichen Revision.

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.

IV.      Unzulässigkeit der Revisionrömisch vier. Unzulässigkeit der Revision

Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichts ist die Revision zulässig, wenn eine Rechtsfrage iSd Art 133 Abs 4 B-VG

zu beurteilen war, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Inwieweit gegen Beschlüsse der Verwaltungsgerichte

Revision erhoben werden kann, bestimmt gemäß Art 133 Abs 9 B-VG das die Organisation und das Verfahren des

Verwaltungsgerichtshofes regelnde besondere Bundesgesetz. Gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichts ist die
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Revision zulässig, wenn eine Rechtsfrage iSd Artikel 133, Absatz 4, B-VG zu beurteilen war, der grundsätzliche

Bedeutung zukommt. Inwieweit gegen Beschlüsse der Verwaltungsgerichte Revision erhoben werden kann, bestimmt

gemäß Artikel 133, Absatz 9, B-VG das die Organisation und das Verfahren des Verwaltungsgerichtshofes regelnde

besondere Bundesgesetz.

Gemäß § 25a Abs 2 Z 1 VwGG ist eine Revision gegen Beschlüsse über die aufschiebende Wirkung nach § 30a Abs 1, 3,

8 und 9 VwGG nicht zulässig. Spruchpunkt 1 vorliegender Entscheidung bildet einen Beschluss über einen Antrag auf

Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nach § 30a Abs 3 VwGG, weshalb die Revision nicht zulässig ist.Gemäß

Paragraph 25 a, Absatz 2, Zi=er eins, VwGG ist eine Revision gegen Beschlüsse über die aufschiebende Wirkung nach

Paragraph 30 a, Absatz eins, 3, 8 und 9 VwGG nicht zulässig. Spruchpunkt 1 vorliegender Entscheidung bildet einen

Beschluss über einen Antrag auf Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung nach Paragraph 30 a, Absatz 3, VwGG,

weshalb die Revision nicht zulässig ist.

Hinweis

Gemäß § 25a Abs 2 Z 1 VwGG ist gegen diesen gemäß § 30a Abs 3 VwGG gefassten Beschluss kein Rechtsmittel

zulässig. Der Verwaltungsgerichtshof kann jedoch ab Vorlage der Revision den gegenständlichen Beschluss gemäß § 30

Abs 3 VwGG von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei aufheben oder abändern, wenn er die Voraussetzungen der

Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung anders beurteilt oder wenn sich die Voraussetzungen, die für die

Entscheidung über die aufschiebende Wirkung der Revision maßgebend waren, wesentlich geändert haben. Gemäß

Paragraph 25 a, Absatz 2, Zi=er eins, VwGG ist gegen diesen gemäß Paragraph 30 a, Absatz 3, VwGG gefassten

Beschluss kein Rechtsmittel zulässig. Der Verwaltungsgerichtshof kann jedoch ab Vorlage der Revision den

gegenständlichen Beschluss gemäß Paragraph 30, Absatz 3, VwGG von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei

aufheben oder abändern, wenn er die Voraussetzungen der Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung anders

beurteilt oder wenn sich die Voraussetzungen, die für die Entscheidung über die aufschiebende Wirkung der Revision

maßgebend waren, wesentlich geändert haben.

Landesverwaltungsgericht Tirol

Dr. Schwärzler-Matti

(Vertretungsrichter)
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